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Entwurf eines Fünfzehnten Gesetzes zur Änderung des Zollgesetzes 

A. Zielsetzung 

Am 1. Januar 1973 werden das Königreich Dänemark, Irland, 
das Königreich Norwegen und das Vereinigte Königreich Groß-
britannien und Nordirland den Europäischen Gemeinschaften 
(EWG, Euratom, EGKS) beitreten. Mit den nicht beitrittswilli-
gen EFTA-Staaten Finnland, Island, Österreich, Portugal, 
Schweden und der Schweiz werden die Europäischen Gemein-
schaften gleichzeitig Freihandelszonen begründen. 

Es ist deshalb erforderlich, die auf die Europäischen Gemein-
schaften in ihrem jetzigen Bestand abgestellten Ermächtigungen 
zur Änderung des Zolltarifs, zur Regelung von Sonderzöllen, 
Anteilzöllen, Abschöpfungen und Ausgleichsbeträgen recht-
zeitig zum 1. Januar 1973 den Notwendigkeiten der erweiter-
ten Gemeinschaften und der Freihandelszonen anzupassen. 

B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält im wesentlichen die 
aus Anlaß der Erweiterung der Europäischen Gemeinschaften 
notwendigen Änderungen von Bestimmungen des Zoll-, Zoll-
tarif- und Marktordnungsrechts. Er sieht im einzelnen vor 

— Ausdehnung der Ermächtigungen zur Änderung des Zoll-
tarifs und zur Durchführung von Sonderzollregelungen auf 
die neue Vertragslage, 

— Anpassung des Zolkontingents für feste Brennstoffe im Hin-
blick auf den Beitritt Großbritanniens zur EGKS, 
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— eine redaktionelle Anpassung im Gesetz über das Verfahren 
bei der Erteilung von Zollkontingentscheinen, 

— Anteilzollregelung gegenüber den neuen Mitgliedstaaten, 

— Anpassung des Abschöpfungserhebungs- und des Markt-
ordnungsgesetzes an die neue Vertragslage, 

— Klarstellung einer Bestimmung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I/4 (IV/4) — 653 04 — Zo 59/73 Bonn, den 6. März  1973 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Fünfzehnten Gesetzes zur Änderung des Zollgesetzes 
mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu-
führen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 390. Sitzung am 23. Februar 1973 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, wie aus der Anlage 2 
ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen-
dungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Brandt 
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Entwurf eines Fünfzehnten Gesetzes zur Änderung des Zollgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Zollgesetz vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetz-
blatt I S. 737) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Mai 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 529), zuletzt 
geändert durch das Vierzehnte Gesetz zur Änderung 
des Zollgesetzes vom   1972 (Bundesgesetz-
blatt I S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. In § 21 Abs. 2 werden 

a) in Nummer 4 

aa) der Buchstabe c wie folgt gefaßt: 

„c) bis zur Höhe des regelmäßigen Zoll-
satzes des Gemeinsamen Zolltarifs der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
im Dringlichkeitsfall nach Artikel 115 
Abs. 2 des vorgenannten Vertrags und 
solange eine Entscheidung der Korn-
mission über eine Änderung oder Auf-
hebung nicht vorliegt, wenn die 
Durchführung der von den Mitglied-
staaten im Einklang mit diesem Ver-
trag getroffenen handelspolitischen 
Maßnahmen durch Verkehrsverlage-
rungen verhindert wird oder wenn 
Unterschiede zwischen diesen Maß-
nahmen zu wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten im Zollgebiet führen;", 

bb) in Buchstabe f die Worte „des Rates oder 
der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften" ersetzt durch: 

„der Organe der Europäischen Gemein-
schaften auf Grund des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft (Bundesgesetzbl. 1957 II 
S. 766) oder des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft 
(Bundesgesetzbl. 1957 II S. 1014) sowie 
von Verträgen zu deren Erweiterung, Er-
gänzung oder Durchführung oder zur 
Begründung einer Freihandelszone, die 
im Bundesgesetzblatt, im Bundesanzeiger 
oder im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften veröffentlicht und als in 
Kraft getreten bekanntgegeben worden 
sind", 

cc) der Buchstabe g wie folgt gefaßt: 
„g) bei der Einfuhr der unter Buchstabe f 

Doppelbuchstabe cc aufgeführten Wa

-

ren in dringenden Fällen, in denen 
nach dem Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
den anderen in Buchstabe f bezeichne-
ten Verträgen oder nach dem in Aus-
führung dieser Verträge erlassenen 
Gemeinschaftsrecht sofortige Maßnah-
men der Mitgliedstaaten zugelassen 
sind, bis zur Höhe der in Absatz 5 
vorgesehenen Sätze, mindestens je-
doch bis zur Höhe eines Wertzollsat-
zes von 20 vorn Hundert zur Behe-
bung schwerwiegender Folgen von 
Wechselkursänderungen, soweit und 
solange nicht Rechtsakte der Organe 
der Europäischen Gemeinschaften die 
Aufhebung oder Änderung der Maß-
nahmen verlangen,", 

b) die Nummer 5 wie folgt gefaßt: 

„5. für Waren, für die in Abkommen der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaften oder dieser Gemeinschaften mit 
anderen Staaten oder in anderen Asso-
ziations- oder Freihandelszonenregelun-
gen, die im Bundesgesetzblatt, im Bundes-
anzeiger oder im Amtsblatt der Euro-
päischen Gemeinschaften veröffentlicht und 
als in Kraft getreten bekanntgegeben sind, 
besondere Schutzmaßnahmen zur Behebung 
von 

ernsten Störungen in einem Wirtschafts-
bereich eines oder mehrerer Mitglied-
staaten der Europäischen Gemeinschaf-
ten oder in der äußeren finanziellen Sta-
bilität dieser Mitgliedstaaten, oder 

Schwierigkeiten, die die wirtschaftliche 
Lage eines Gebietes oder eines Wirt-
schaftszweiges der Gemeinschaft ver-
schlechtern, einschließlich Verkehrsver-
lagerungen, 

vorgesehen sind, Angleichungszollsätze 
nach Maßgabe der Abkommen, Assozia-
tionsregelungen, Freihandelszonenrege-
lungen oder der zusätzlichen entsprechend 
veröffentlichten und als in Kraft getreten 
bekanntgegebenen Internen Abkommen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaften hierzu angewendet werden 

a) bis zu der von den Organen der Euro-
päischen Gemeinschaften hierfür festge-
legten Höhe, 

b) bis zur Höhe der autonomen Zollsätze, 
soweit die Bundesrepublik Deutschland 
nach den vorbezeichneten Abkommen 
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zu diesen Zollsatzerhöhungen ermäch-
tigt ist, 

c) in dringenden Fällen bis zur Höhe der 
in Absatz 5 vorgesehenen Sätze, minde-
stens jedoch bis zur Höhe eines Wert-
zollsatzes von 20 vom Hundert, soweit 
sofort Maßnahmen zur Behebung der 
vorbezeichneten Schwierigkeiten er-
forderlich sind.". 

2. In § 77 werden 

a) in Absatz 1 die Nummer 1 wie folgt gefaßt: 
„1. aus wirtschaftlichen Gründen, insbeson-

dere zur Erfüllung internationaler vertrag-
licher Verpflichtungen, Zollsätze des Zoll-
tarifs ermäßigen oder aufheben;", 

b) Absatz 3 wie folgt gefaßt: 

„ (3) Die Bundesregierung kann durch 
Rechtsverordnung den Zolltarif insoweit än-
dern, insbesondere Zollsätze ermäßigen oder 
aufheben, 

1. als dies der Bundesrepublik Deutschland 
auf Grund der Verträge zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaften (Vertrag 
über die Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl — Bundes-
gesetzbl. 1952 II S. 447, Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft — Bundesgesetzbl. 1957 II S. 766, 
Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft — Bundesgesetzbl. 1957 
II S. 1014) sowie von Verträgen zu deren 
Erweiterung, Ergänzung oder Durchfüh-
rung oder zur Begründung einer Freihan-
delszone, die im Bundesgesetzblatt, im 
Bundesanzeiger oder im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften veröffent-
licht und als in Kraft getreten bekanntge-
geben worden sind, durch Rechtsakte der 
Organe dieser Gemeinschaften gestattet 
worden ist; 

2. als bei einer beschleunigten Verwirk-
lichung der Ziele der in Nummer 1 be-
zeichneten Verträge sichergestellt ist, daß 
die anderen Mitgliedstaaten dieser Ge-
meinschaften entsprechende Zolltarifände-
rungen durchführen; 

3. als die Bundesrepublik Deutschland auf 
Grund des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft nach 
dem Protokoll über das Zollkontingent für 
die Einfuhr von Bananen zur Festsetzung 
von Zollkontingenten berechtigt ist.", 

c) Absatz 4 wie folgt gefaßt: 

"(4) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung den Zolltarif inso-
weit ändern, 

1. als die Bundesrepublik Deutschland nach 
den in Absatz 3 Nr. 1 bezeichneten Ver-
trägen, den auf Grund dieser Verträge zu

-

stande gekommenen Abkommen oder den 
hierauf gestützten Rechtsakten der Organe 
der Europäischen Gemeinschaften dazu 
verpflichtet ist; 

2. als es zur Durchführung von Abkommen, 
die die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften oder diese Gemeinschaf-
ten mit anderen Staaten geschlossen 
haben, oder von anderen Assoziations-
oder Freihandelszonenregelungen ein-
schließlich der Internen Abkommen der 
Mitgliedstaaten dieser Gemeinschaften 
hierzu, sowie von Beschlüssen über die be-
schleunigte Verwirklichung der Ziele der 
vorbezeichneten Abkommen erforderlich 
ist, wenn diese Abkommen, Assoziations-
regelungen, Freihandelszonenregelungen, 
Internen Abkommen und Beschlüsse im 
Bundesgesetzblatt, im Bundesanzeiger oder 
im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften veröffentlicht und als in Kraft ge-
treten bekanntgegeben worden sind; 

3. als die Bundesrepublik Deutschland auf 
Grund von unmittelbar in allen Mitglied-
staaten geltenden Verordnungen der Or-
gane der Europäischen Gemeinschaften 
über die Eröffnung von Gemeinschafts-
Zollkontingenten Zollkontingente zu er-
öffnen hat.", 

d) Absatz 8 wie folgt gefaßt: 

„ (8) Der Bundesminister der Finanzen kann 
den Zolltarif durch Rechtsverordnung inso-
weit ändern, als die Bundesrepublik Deutsch-
land aufgrund unmittelbar in allen Mitglied-
staaten geltender Verordnungen der Organe 
der Europäischen Gemeinschaften über Ände-
rungen oder Ergänzungen des Gemeinsamen 
Zolltarifs verpflichtet oder ermächtigt ist, 
Durchführungsvorschriften, insbesondere über 
die Zulassung zu einer Tarifstelle, zu er-
lassen.", 

e) in Absatz 9 die Worte „des Rates oder der 
Kommission" durch die Worte „der Organe" 
ersetzt. 

Artikel 2 

Der Deutsche Teil-Zolltarif vom 27. November 
1968 (Bundesgesetzbl. 1968 II S. 1044) in der zur 
Zeit geltenden Fassung wird wie folgt geändert: 

1. In den Bestimmungen zu Tarifnr. 27.01 

a) wird die Anmerkung 2 gestrichen, 

b) wird die bisherige Anmerkung 3 Anmer-
kung 2, 

c) wird im letzten Satz der neuen Anmerkung 2 
die Angabe „oder 2" gestrichen. 

2. In der Bestimmung zu Tarifstelle 27.01 im An-
hang „Zollkontingente/2" erhält Absatz 1 der 
Warenbezeichnung folgende neue Fassung: 
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„(1) Waren der Tarifnr. 27.01, soweit sie 
einem Zollsatz unterliegen, 7 000 000 t je-
weils für die Kalenderjahre 1971 und 1972, 
5 500 000 t jeweils für die Kalenderjahre ab 
1973, gegen Vorlage eines Zollkontingent-
scheines (EGKS)". 

Artikel 3 

Das Gesetz über das Zollkontingent für feste 
Brennstoffe 1971, 1972, 1973, 1974, 1975 und 1976 
vom 14. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1713) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 werden 

a) in Absatz 1 nach den Worten „Menge von 
6 000 000 t" die Worte „jeweils für die 
Kalenderjahre 1971 und 1972 und für eine 
Menge von 5 000 000 t jeweils für die Kalen-
derjahre ab 1973" eingefügt, 

b) in Absatz 4 nach den Worten „für das Jahr 
1971" die Worte „und für die einzelnen Jahre 
ab 1974 bis zu jeweils 80 vom Hundert der 
für das Jahr 1973" eingefügt, 

c) in Absatz 5 die Worte „für eine Menge bis 
zu 1 000 000 t" durch die Worte „für die Jahre 
1971 und 1972 jeweils für eine Menge bis zu 
1 000 000 t und für die Jahre ab 1973 jeweils 
für eine Menge bis zu 500 000 t" ersetzt. 

2. In § 6 Abs. 1 wird nach dem Wort „Eingangs-
abgaben" der Klammerzusatz „ (Zoll und antei-
lige Einfuhrumsatzsteuer)" eingefügt. 

Artikel 4 

In § 4 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über das Ver-
fahren bei der Erteilung von Zollkontingentscheinen 
vom 20. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1389) 
wird die Angabe „§ 77 Abs. 10 des Zollgesetzes" 
durch die Angabe „§ 77 Abs. 11 des Zollgesetzes" 
ersetzt. 

Artikel 5 

§ 8 des Anteilzollgesetzes vom 27. Dezember 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 1082), geändert durch das Ge-
setz über Umstellung der Abgaben auf Mineralöl 
vom 20. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 995), 
wird wie folgt geändert: 

1. Folgender Absatz 2 wird eingefügt: 

„ (2) Der für die Finanzen zuständige Bundes-
minister wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die Bestimmungen dieses Gesetzes auf 
Waren für sinngemäß anwendbar zu erklären, 
die in Artikel 45 Abs. 2 des Vertrages über den 
Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands, des 
Königreichs Norwegen und des Vereinigten Kö-
nigreichs Großbritannien und Nordirland zur 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur 
Europäischen Atomgemeinschaft vom 22. Januar 
1972 (Bundesgesetzbl. II S. 1125) bezeichnet und 
in der Bundesrepublik Deutschland hergestellt 
sind." 

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

Artikel 6 

§ 1 des Abschöpfungserhebungsgesetzes vom 
25. Juli 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 453), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz zur Durchführung der ge-
meinsamen Marktorganisationen vom 31. August 
1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1617), erhält folgende Fas-
sung: 

„§ 1 

Abschöpfungsgegenstand 

Die Einfuhr von Waren unterliegt einer Abgabe 
(Abschöpfung), wenn die Erhebung einer solchen 
Abgabe in den Verordnungen vorgeschrieben oder 
zugelassen ist, die die Organe der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft erlassen 

1. auf Grund der Artikel 42 oder 43 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft vom 25. März 1957 (Bundesgesetz-
blatt II S. 753) oder 

2. in Ergänzung oder zur Sicherung der Regelungen 
nach Artikel 42 oder 43 auf Grund anderer Be-
stimmungen dieses Vertrages oder solcher Ver-
träge, die auf Grund des vorbezeichneten Ver-
trages zustande gekommen sind oder zu dessen 
Erweiterung, Ergänzung oder Durchführung oder 
zur Begründung einer Freihandelszone abge-
schlossen und im Bundesgesetzblatt, im Bundes-
anzeiger oder im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften veröffentlicht und als in Kraft ge-
treten bekanntgegeben worden sind." 

Artikel 7 

In das Gesetz zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen vom 31. August 1972 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1617) werden vor § 35 folgende §§ 34 a 
und 34 b eingefügt: 

„§34a 

Gewährung von Ausgleichsbeträgen 

Ausgleichsbeträge, die im Handel der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft in ihrer ursprüng-
lichen Zusammensetzung mit den neuen Mitglied-
staaten der Gemeinschaft auf Grund des Vierten 
Teils, Titel II der dem Vertrag über den Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Nor-
wegen und des Vereinigten Königreichs Großbritan-
nien und Nordirland zur Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und zur Europäischen Atomgemein-
schaft von 22. Januar 1972 (Beitrittsvertrag) beige- 
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fügten Akte über die Beitrittsbedingungen und die 
Anpassungen der Verträge (Beitrittsakte) zu gewäh-
ren sind oder gewährt werden können, stehen bei 
der Anwendung dieses Gesetzes den Ausfuhrerstat-
tungen gleich, soweit sich aus Rechtsakten des Rates 
oder der Kommission nichts anderes ergibt. 

§ 34 b 

Besondere Maßnahmen bei wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten 

(1) Auf Maßnahmen, die im Rahmen der Beitritts-
akte oder der Protokolle zum Beitrittsvertrag zur 
Erleichterung oder Beseitigung von wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten vorgesehen sind, ist, soweit die 
Schwierigkeiten die Durchführung, die Überleitung 
oder Anpassung der gemeinsamen Marktorganisa-
tionen und der vom Rat oder der Kommission in 
Ergänzung oder zur Sicherung dieser gemeinsamen 
Marktorganisationen erlassenen Vorschriften betref-
fen und sich aus Rechtsakten des Rates oder der 
Kommission nichts anderes ergibt, dieses Gesetz 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß 

1. den Rechtsakten des Rates oder der Kommission 
im Sinne dieses Gesetzes die Regelungen der 
Beitrittsakte, der Protokolle zum Beitrittsvertrag 
und der auf Grund der Beitrittsakte oder der 
Protokolle erlassenen Rechtsakte des Rates oder 
der Kommission gleichstehen, soweit Marktord-
nungswaren betroffen sind, 

2. die Ein- und Ausfuhren betreffenden Vorschrif-
ten, insbesondere über Schutzmaßnahmen sinn-
gemäß auch für den Handel zwischen den ur-
sprünglichen und den neuen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gelten. 

(2) Im übrigen kann der Bundesminister im Ein-
vernehmen mit den Bundesministern für Wirtschaft 
und der Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, soweit dies 
zur Durchführung der in Absatz 1 genannten Maß-
nahmen erforderlich ist und die in Absatz 1 genann-

ten Vorschriften nicht ausreichen, Vorschriften er-
lassen über die Vermarktung, Preise, Produktions- 
und Verwendungsbeschränkungen sowie über ähn-
liche Maßnahmen, soweit deren Voraussetzungen 
und Umfang nach den vom Rat oder der Kommis-
sion auf Grund der Beitrittsakte oder der Protokolle 
zum Beitrittsvertrag erlassenen Rechtsakte be-
stimmt, bestimmbar oder begrenzt sind. In Rechts-
verordnungen nach Satz 1 kann eine Marktord

-

nungsstelle oder die Bundesfinanzverwaltung, im 
Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für 
Wein anstelle einer Marktordnungsstelle auch der 
Vorstand des Stabilisierungsfonds für Wein als für 
die Durchführung zuständige Stelle bestimmt wer-
den." 

Artikel 8 

In § 76 Abs. 4 des Gesetzes über das Branntwein-
monopol vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 
405), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Durch-
führung der gemeinsamen Marktorganisationen vom 
31. August 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1617), wird in 
Satz 2 das Wort „neutralen" gestrichen. 

Artikel 9 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 und § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts-
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas-
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

(1) Zum 1. Januar 1973 soll der Vertrag über den 
Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands, des 
Königreichs Norwegen und des Vereinigten König-
reichs Großbritannien und Nordirland zur Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und zur 
Europäischen Atomgemeinschaft (Euratom) und der 
Beitritt dieser Staaten zur Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl (EGKS) in Kraft treten. 
Für die nicht beitretenden anderen Staaten der 
EFTA (Finnland, Island, Osterreich, Portugal, 
Schweden, Schweiz) haben sich die Europäischen 
Gemeinschaften zur Gründung einer Freihandels-
zone bereit erklärt. Der Abbau der Zölle der Euro-
päischen Gemeinschaften gegenüber den beitreten-
den Staaten und gegenüber den nicht beitrittswilli-
gen EFTA-Staaten sowie die Heranführung der 
Außenzölle der beitretenden Staaten an den Ge-
meinsamen Zolltarif der Europäischen Gemein-
schaften bzw. den vereinheitlichten Zolltarif der 
EGKS soll in Stufen grundsätzlich bis zum 1. Juli 
1977 vollzogen werden. 

(2) Die Durchführung der nach den vorbezeich-
neten Verträgen notwendigen Maßnahmen wird im 
wesentlichen durch Rechtsakte der Organe der Euro-
päischen Gemeinschaften erfolgen. Im Bereich der 
EGKS ist das nicht möglich, weil die Zolltarifhoheit 
bei den Mitgliedstaaten verblieben ist. Auch müßten 
eventuell für einzelne Waren erforderlich werdende 
Schutzmaßnahmen bei unerwarteten wirtschaftlichen 
Entwicklungen entweder vorsorglich national oder 
national aufgrund von Ermächtigungen der Organe 
der Europäischen Gemeinschaften durch Rechts-
verordnungen vorgenommen werden können. 
Ebenso bedürfen manche gemeinschaftsrechtliche 
Maßnahmen wie bereits im Rahmen der bestehen-
den Europäischen Gemeinschaften noch nationaler 
Regelungen zur Einpassung in das deutsche Rechts-
system (z. B. Verwaltung und Durchführung von 
Zollkontingenten). Es ist deshalb erforderlich, die 
auf die Europäischen Gemeinschaften in ihrem 
jetzigen Bestand abgestellten Ermächtigungen zur 
Änderung des Zolltarifs, zur Regelung von Anteil-
zöllen, Abschöpfungen und Ausgleichsabgaben 
rechtzeitig zum 1. Januar 1973 den Notwendigkeiten 
der erweiterten Gemeinschaften und der Frei-
handelszonen anzupassen. 

(3) Der vorliegende Gesetzentwurf faßt die aus 
Anlaß der Erweiterung der Europäischen Gemein-
schaften notwendig werdenden Änderungen folgen-
der Gesetze zusammen: 

1. Zollgesetz vom 14. Juni 1961 (Artikel 1), 

2. Deutscher Teil-Zolltarif vom 27. November 1968 
(Artikel 2), 

3. Gesetz über das Zollkontingent für feste Brenn-
stoffe 1971, 1972, 1973, 1974, 1975 und 1976 vom 
14. Dezember 1970 (Artikel 3), 

4. Gesetz über das Verfahren bei der Erteilung von 
Zollkontingentscheinen vom 20. Dezember 1968 
(Artikel 4), 

5. Gesetz zur Ausführung des Artikels 10 Abs. 2 
des in Rom am 25. März 1957 unterzeichneten 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (Anteilzollgesetz) vom 
27. Dezember 1960 (Artikel 5), 

6. Gesetz über die Erhebung der Abschöpfungen 
nach Maßgabe der Verordnungen der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft über die schritt-
weise Errichtung gemeinsamer Marktorganisa-
tionen für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
(Abschöpfungserhebungsgesetz) vom 25. Juli 
1962 (Artikel 6), 

7. Gesetz zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen (MOG) vom 31. August 
1972 (Artikel 7), 

8. Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Artikel 8) . 

(4) Die Gesetzesänderungen können bis auf die Än-
derung des Gesetzes zur Durchführung der gemein-
samen Marktorganisationen (MOG) vom Bundestag 
beschlossen werden. Auf die Änderung des MOG 
findet Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes 
Anwendung, da durch diese Änderung zum Teil neue 
Aufgaben des Bundes und ihre Verwaltung geregelt 
werden; insoweit ist auch die Zustimmung des Bun-
desrates erforderlich. 

B. Im einzelnen 

Artikel 1 

Die Ermächtigungen zur Einführung von Sonderzöl-
len im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften in 
§ 21 des Zollgesetzes und zur Änderung des Zoll-
tarifs in § 77 des Zollgesetzes werden anläßlich ihrer 
Anpassung an die bevorstehende Erweiterung der 
Europäischen Gemeinschaften gleichzeitig von über-
holten Vorschriften entlastet. 

Zu Nummer 1 

a) § 21 Abs. 2 Nr. 4 Buchstaben c, f und g 

Geringfügige Anpassungen dieser Vorschriften 
an den gegenwärtigen Stand der Zollunion und 
Ausdehnung auf die Verträge zur Erweiterung 
der Gemeinschaften und zur Begründung von 
Freihandelszonen. 
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b) § 21 Abs. 2 Nr. 5 

Ausdehnung dieser Vorschrift auf Freihandels-
zonenregelungen. 

Zu Nummer 2 

a) § 77 Abs. 1 Nr. 1 

Zur Klarstellung, daß wirtschaftliche Gründe auch 
die Erfüllung vertraglicher Verpflichtungen um-
fassen, wird in diese Vorschrift eingefügt: „ins-
besondere zur Erfüllung internationaler vertrag-
licher Verpflichtungen". 

b) § 77 Abs. 3 

Die im Laufe der Entwicklung der Europäischen 
Gemeinschaften gewachsenen Ermächtigungen 
werden zusammengefaßt und auf solche Verträge 
ausgedehnt, die zur Erweiterung der Europä-
ischen Gemeinschaften, ihrer Ergänzung oder 
Durchführung sowie zur Begründung einer Frei-
handelszone dienen. Voraussetzung ist auch hier 
— wie schon bisher bei den Assoziationsabkom-
men (vgl. § 77 Abs. 4 Zollgesetz) —, daß diese 
Verträge in den offiziellen Veröffentlichungs-
organen der Gemeinschaften oder der Bundes-
republik Deutschland veröffentlicht und als in 
Kraft getreten bekanntgemacht worden sind. 

c) § 77 Abs. 4 

In dieser Vorschrift werden die Ermächtigungen 
des § 77 Abs. 4 und Abs. 8 Nr. 2 zusammenge-
faßt und auf die Verträge zur Erweiterung der 
Europäischen Gemeinschaften und zur Begrün-
dung einer Freihandelszone ausgedehnt. 

d) § 77 Abs. 8 

Redaktionelle Anpassung an die Neufassung des 
§ 77 Abs. 3 Nr. 1. 

e) § 77 Abs. 9 

Redaktionelle Anpassung an die Neufassung 
des § 77 Abs. 3 Nr. 1. 

Artikel 2 

Der Deutsche Teil-Zolltarif in der Fassung des § 1 
des Gesetzes über das Zollkontingent für feste 
Brennstoffe 1971, 1972, 1973, 1974, 1975 und 1976 
regelt die zollfreie Einfuhr von Drittlandskohle in 
das Bundesgebiet in diesem Zeitraum. Mit dem Bei-
tritt Großbritanniens zur EGKS wird die aus diesem 
Land importierte Kohle Gemeinschaftskohle und 
kann somit ab 1. Januar 1973 ohne Beschränkung in 
das Bundesgebiet eingeführt werden. Die Einfuhren 
aus Großbritannien im Rahmen des Zollkontingents 
betrugen in den vergangenen 3 Jahren jeweils rd. 
1,5 Millionen t. Durch die Gesetzesänderung soll 
das derzeitige zollfreie Kontingent von 7 Millionen 
ja/to um 1,5 Millionen t auf 5,5 Millionen ja/to ge-
kürzt werden. Eine solche Kürzung ist erforderlich,  

weil sich sonst das derzeitige Zollkontingent prak-
tisch um 1,5 Millionen t erhöhen würde. Eine solche 
Kontingentsausweitung wäre jedoch angesichts der 
schwierigen Lage im deutschen Steinkohlenbergbau 
nicht vertretbar; sie erscheint aber auch nicht not-
wendig, weil die Kontingentsmengen in den letzten 
Jahren ohnehin nicht voll ausgenutzt worden sind. 
Im übrigen kann bei einer etwaigen Änderung der 
Marktlage im Bedarfsfalle das Zollkontingent auf 
Grund der der Bundesregierung erteilten Ermäch-
tigung kurzfristig aufgestockt werden. 

Zu Nummer 1 a 

Dieser Lohnveredelungsverkehr ist in den letzten 
Jahren nicht mehr in Anspruch genommen worden. 
Die Regelung widerspricht auch der Richtlinie des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
4. März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über den aktiven Verede-
lungsverkehr (Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften 1969 Nr. L 58/1) und muß deshalb gestri-
chen werden. Die eingesetzte Kohle kann unbescha-
det dieser Änderung weiter zollfrei in einem Ver-
edelungsverkehr verkokt werden. Die bisher gel-
tende Regelung hatte nur für die Nebenprodukte 
(Abfallprodukte) aus der Verkokung eine gewisse 
Bedeutung. 

Zu Nummer 1 b und c 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen an 
die durch Nr. 1 a getroffene Regelung. 

Zu Nummer 2 

In der Spalte „Warenbezeichnung" des Zolltarifs 
wird die Zollkontingentsmenge aus den oben dar-
gelegten Gründen für die Jahre ab 1973 auf 
5 500 000 t festgesetzt. 

Artikel 3 

Zu Nummer 1 

Entsprechend der Kürzung der Zollkontingents

-

menge in Artikel 2 Nr. 2 werden die Regelungen 
des Gesetzes für die Teilmengen in § 2 angepaßt. 
Die Kürzung des Zollkontingents soll mit 1 Million t 
zu Lasten des Anteils der Referenzberechtigten nach 
§ 2 Abs. 1 und mit 0,5 Millionen t zu Lasten der 
Menge erfolgen, die gem. § 2 Abs. 5 zur Sicherstel-
lung besonderer Versorgungsaufgaben und anderer 
volkswirtschaftlicher Belange zur Verfügung steht 
(sog. Vorbehaltsmenge). 

Zu Nummer 2 

Der Klammerzusatz dient der Klarstellung, er ändert 
nichts an der schon bisher durchgeführten Praktik 
der Erstattung oder des Erlasses von Eingangs-
abgaben. 
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Artikel 4 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
das Zollgesetz in der Fassung des Dreizehnten Ge-
setzes zur Änderung des Zollgesetzes vom 8. März 
1971 (Bundesgesetzbl. I S. 165). 

Artikel 5 

(1) Nach Artikel 45 Abs. 2 des Vertrages über den 
Beitritt der vier Staaten zu den Europäischen Ge-
meinschaften ist die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften verpflichtet, vor dem 1. April 1973 
Vorschriften zu erlassen für den innergemeinschaft-
lichen Handel mit Waren, welche die Voraussetzun-
gen für die Zulassung zum freien Warenverkehr in 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusam-
mensetzung oder in einem neuen Mitgliedstaat nicht 
erfüllen. Im allgemeinen handelt es sich dabei um 
Waren, zu deren Herstellung eingeführtes Dritt-
landszollgut verwendet worden ist, das wegen der 
Durchführung aktiver Veredelungsverkehre oder 
Verfahren mit gleicher oder ähnlicher wirtschaft-
licher Zielsetzung nicht mit den für drittländische 
Waren vorgesehenen Zöllen, Abgaben gleicher 
Wirkung oder Abschöpfungen belastet worden ist. 
Die zu erlassenden Vorschriften der Kommission 
sollen sicherstellen, daß aus solchem Drittlandszoll-
gut hergestellte Waren beim Verbringen aus der 
(bisherigen) Gemeinschaft in einen neuen Mitglied-
staat oder aus einem neuen Mitgliedstaat in die 
(bisherige) Gemeinschaft nur dann in den Genuß der 
Bestimmungen über den freien Warenverkehr kom-
men, wenn für das Drittlandszollgut im Ausfuhrland 
ein anteiliger Zoll erhoben wird; vgl. auch „Bei-
trittsakte" — zu Artikel 45. Dieser Anteilzoll wird 
nach einem bestimmten Vomhundertsatz des für 
das betreffende Drittlandszollgut im Gemeinsamen 
Zolltarif vorgesehen Zollsatzes bemessen. 

(2) Die Regelung entspricht dem Artikel 10 Abs. 2 
des EWG-Vertrages und der zur Ausführung dieser 
Bestimmung von der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft seinerzeit erlassenen Ent-
scheidungen über die Anteilzollerhebung in der 
EWG-Übergangszeit. Durch das Anteilzollgesetz ist 
die rechtliche Handhabe für die Erhebung des An-
teilzolls im Verkehr mit den EWG-Mitgliedstaaten 
in der Bundesrepublik geschaffen worden. Es er-
scheint zweckmäßig, die Vorschriften des Anteil-
zollgesetzes für den Warenverkehr mit den neuen 
Mitgliedstaaten für sinngemäß anwendbar zu er-
klären, damit nicht ein besonderes, dem Anteilzoll-
gesetz inhaltlich entsprechendes Gesetz erlassen 
werden muß. Es genügt, die sinngemäße Anwen-
dung des Anteilzollgesetzes zu gegebener Zeit im 
Wege einer Rechtsverordnung anzuordnen. Arti-
kel 5 des Entwurfs fügt die dazu erforderliche Er-
mächtigungsnorm in das Anteilzollgesetz ein. 

Artikel 6 

(1) Das Abschöpfungserhebungsgesetz erfaßt die bis

-

her im Rahmen der EWG eingeführten gemeinschafts

-

rechtlichen Eingangsabgaben in Form von Abschöp

-

fungen auf landwirtschaftliche Waren. Es regelt die 
Erhebung dieser Abgaben im wesentlichen durch 
Verweisung auf die Zollvorschriften. Die Markt-
organisationen der EWG für Agrarwaren werden 
mit der Erweiterung der Europäischen Gemeinschaf-
ten zum 1. Januar 1973 auf die den Europäischen 
Gemeinschaften beitretenden vier Staaten erstreckt, 
jedoch bedarf es gewisser Übergangsmaßnahmen, 
bis die Landwirtschaft dieser beitretenden Staaten 
voll in das gemeinschaftliche Agrarsystem integriert 
sein wird. Zu den nach dem Beitrittsvertrag vorge-
sehenen Maßnahmen gehören auch Ausgleichsbe-
träge, die die ursprünglichen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften gegenüber den beitre-
tenden Staaten zum Ausgleich der anfänglich noch 
fortbestehenden Preisunterschiede erheben und die 
demnach in einem gewissen Umfang die Funktion 
der Abschöpfungen gegenüber den beitretenden 
Staaten weiter erfüllen. Da es sich damit für die 
ursprünglichen Mitgliedstaaten der EWG um degres-
sive Eingangsabgaben spezieller Art für Agrar-
waren mit der den Abschöpfungen entsprechenden 
Zielsetzung handelt, muß zur Regelung des Erhe-
bungsverfahrens für diese Abgaben das Abschöp-
fungserhebungsgesetz auf sie ausgedehnt werden. 

(2) Der Entwurf enthält die erforderlichen Einfü-
gungen in § 1 des Abschöpfungserhebungsgesetzes, 
die diese Bestimmung auf solche Abgaben für 
Marktordnungswaren erstrecken, die die Abschöp-
fungsregelungen auch im Rahmen von Verträgen 
zur Erweiterung, Ergänzung oder Durchführung der 
Verträge zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaften (vgl. auch die Regelung nach Artikel 1 die-
ses Entwurfes für § 77 Abs. 3 Nr. 1 des Zollgesetzes) 
absichern. Auch für entsprechende Abgaben im Rah-
men künftiger Freihandelszonen werden durch die 
Änderung die Bestimmungen des Abschöpfungserhe-
bungsgesetzes anwendbar sein. 

Artikel 7 

(1) Auch das MOG bedarf aus Anlaß des zum 
1. Januar 1973 vorgesehenen Beitritts der vier 
Staaten zu den Europäischen Gemeinschaften ge-
wisser Anpassungen. 

(2) Nach Artikel 55 in Verbindung insbesondere 
mit den Artikeln 65 und 99 der Beitrittsakte des 
Vertrages wird der Unterschied zwischen den Prei-
sen für landwirtschaftliche Erzeugnisse in den neuen 
Mitgliedstaaten und den gemeinsamen Preisen nach 
den gemeinsamen Marktorganisationen der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft im Handel der 
neuen mit den ursprünglichen Mitgliedstaaten durch 
die Erhebung oder die Gewährung von Ausgleichs-
beträgen ausgeglichen. Auch kann nach Artikel 63 
Beitrittsakte im Rahmen von Schutzmaßnahmen 
ebenfalls die Erhebung oder Gewährung von Aus-
gleichsbeträgen vorgesehen werden. In der Bundes-
republik Deutschland bestehen z. Z. keine inner-
staatlichen Vorschriften, nach denen derartige Aus-
gleichsbeträge erhoben (vgl. Artikel 6) oder gewährt 
werden können. 
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Zu § 34 a 

(1) Für die Gewährung dieser Ausgleichsbeträge 
bilden die Vorschriften des § 6 des MOG über „Aus-
fuhrerstattungen" und über „Erstattungen und Sub-
ventionen im innergemeinschaftlichen Handel" keine 
ausreichende Rechtsgrundlage, um die erforderlichen 
nationalen Durchführungsvorschriften erlassen zu 
können; sie dienen nur der „Durchführung von 
Rechtsakten des Rates oder der Kommission" hin-
sichtlich Marktordnungswaren und sind daher nicht 
ausreichend, Regelungen der Beitrittsakte selbst 
durchzuführen. Es bedarf deshalb der vorgesehenen 
Vorschrift des § 34 a, um in der Bundesrepublik 
Deutschland die genannten Ausgleichsbeträge ge-
währen zu können. Dabei wird es für angebracht 
gehalten, die Vorschriften des MOG, die sich auf 
Ausfuhrerstattungen beziehen, sinngemäß für an-
wendbar zu erklären, obwohl die Ausgleichsbeträge 
nicht — wie die Ausfuhrerstattungen — besondere 
Vergünstigungen im Handel mit dritten Ländern, 
also bei der Ausfuhr, sondern solche im innerge-
meinschaftlichen Handel mit den neuen Mitglied-
staaten sind. In Betracht kommen vor allem die Er-
mächtigungsvorschriften zum Erlaß von Rechtsver-
ordnungen der §§ 6, 9 bis 12, 16 und 26, die Rege-
lungen über den Ausfuhrbegriff in § 4, die Zustän-
digkeitsregelungen der §§ 3, 13, 14 und 15, die Über-
wachungs- und Prüfungsvorschriften der §§ 22 und 
28, die Vorschriften des § 29 über den Rechtsweg und 
die Straf- und Bußgeldvorschriften der §§ 30 bis 34. 

(2) Insbesondere nach Artikel 63 und 135 der Bei-
trittsakte des Vertrages und nach dem dem Bei-
trittsvertrag beigefügten Protokoll Nummer 16 über 
die Agrarmärkte und den Agrarhandel können 
vorübergehend bei wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
Maßnahmen von den Organen der Europäischen Ge-
meinschaften getroffen oder genehmigt werden. 
Welche Maßnahmen im einzelnen in Betracht kom-
men, steht — da  es  sich dabei ihrer Natur nach 
um Ad-hoc-Maßnahmen handelt — noch nicht im 
einzelnen fest. Zu denken ist in erster Linie an ähn-
liche Maßnahmen, wie sie auf Grund der Schutz-
klauselbestimmung des Artikels 226 EWG-Vertrag 
und der besonderen Schutzklauselvorschriften 
der gemeinsamen Marktorganisationen erlassen 
worden oder vorgesehen sind, also vor allem an Be-
schränkung des Verbringens von Waren aus den 
ursprünglichen Mitgliedstaaten in die neuen Mit-
gliedstaaten, Beschränkung des Verbringens von 
Waren in die bisherigen Mitgliedstaaten aus den 
neuen Mitgliedstaaten der EWG, Erhebung von Ab-
gaben und die Einstellung der Gewährung beson-
derer Vergünstigungen bei diesem Verbringen; 
denkbar sind ferner die Gewährung besonderer Ver-
günstigungen innerhalb der Mitgliedstaaten, die 
Einführung besonderer Vermarktungsvorschriften 
oder von Vorschriften über Mindest- oder Höchst-
preise, die Beschränkung der Produktion oder der 
Verwendungsmöglichkeiten bestimmter Erzeugnisse. 

Die vorliegende Vorschrift dient dazu, derartige 
Schutzmaßnahmen in der Bundesrepublik Deutsch-
land durchführen zu können, da das geltende Recht 
hierzu nicht ausreicht. 

Zu § 34 b 

(1) Durch § 34 b ist in erster Linie vorgesehen, 
das MOG, das der Durchführung von Rechts-
akten des Rates oder der Kommission — insbe-
sondere von solchen über besondere Vergünsti-
gungen (§ 6) und über Abgaben (§§ 8, 18, 20) — 
dient, für anwendbar zu erklären (Absatz 1 Nr. 1) 
und darüber hinaus die Ein- und Ausfuhren, insbe-
sondere die Schutzmaßnahmen (§ 21) betreffenden 
Vorschriften des MOG, die den Verkehr mit dritten 
Ländern betreffen, auch auf den Handel zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den neuen Mit-
gliedstaaten (Absatz 1 Nr. 2) zu erstrecken. Hierbei 
ist zu bemerken, daß die Vorschriften des Außen-
wirtschaftsgesetzes über die Beschränkungen im 
Außenwirtschaftsverkehr subsidiär angewandt wer-
den können, soweit zur Durchführung von Schutz-
maßnahmen die Vorschriften des MOG nicht im vol-
len Umfang ausreichen sollten. 

(2) Absatz 2 enthält im übrigen eine Ermächtigung 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen über die Durch-
führung solcher Maßnahmen, die durch die Anwen-
dung der vorgenannten Vorschriften des MOG nicht 
möglich ist. 

Artikel 8 

Im Gesetz über das Branntweinmonopol, das zuletzt 
durch das MOG geändert worden war, könnte es 
bei der Auslegung des § 76 Abs. 4 Satz 2 zu Streit-
fragen kommen, wenn ein Branntwein mit einem 
Weingeistgehalt von mehr als 73,5 Gewichtshun-
dertteilen neutral ist. Durch die Streichung werden 
solche Auslegungsschwierigkeiten vermieden. 

Artikel 9 

Diese Bestimmung enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 10 

Im Hinblick darauf, daß das Gesetz ab 1. Januar 
1973 die Durchführung des Beitrittsvertrages auf den 
durch die vorstehenden Artikel betroffenen Ge-
bieten sicherstellen muß, ist als Termin des Inkraft-
tretens der der Verkündung folgende Tag vorge-
sehen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält Verfahrens-
regelungen und Anpassungen, die aus Anlaß des 
Beitritts von vier Staaten zu den Europäischen Ge-
meinschaften notwendig werden. Unmittelbare Ko-
sten oder Auswirkungen auf Preise ergeben sich 
hierdurch nicht. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Artikel 2 und 3 

Artikel 2 Nummer 2 und Artikel 3 Nummer 1 sowie 
die Nummernbezeichnungen „1." in Artikel 2 und 
„2." in Artikel 3 sind zu streichen. 

Begründung 

Durch die vorgesehene Herabsetzung des zollfreien 
Kohlenimportkontingents von 7 auf 5,5 Millionen t 
würden hauptsächlich die auf billige Importkohle 
angewiesenen revierfernen Kraftwerke betroffen. Im 
Umfang der beabsichtigten Kontingentskürzung 
könnten diese Kraftwerke dann ihre Kohle nicht 
mehr frei und zu den jeweils günstigsten Preisen 
und Lieferkonditionen auf dem Weltmarkt einkau-
fen. Gerade im Hinblick auf die seit einiger Zeit zu 
beobachtende ungünstige Entwicklung der Lieferbe-
dingungen englischer Kohle ist die volle Aufrecht-
erhaltung der Dispositionsfreiheit der Importkohle

-
verbraucher im Rahmen des bestehenden zollfreien 
Kohleimportkontingents unbedingt notwendig. An-
derenfalls würde sich die Kraftwirtschaft in den 
revierfernen Gebieten zu einem verstärkten Einsatz 
von Heizöl in ihren Kraftwerken gezwungen sehen, 
weil die deutsche Kohle hier — selbst bei Berück-
sichtigung der noch geltenden Subventionsregelung 
im Verstromungsbereich — nicht mit den anderen 
Energieträgern konkurrieren kann. Eine solche Ent-
wicklung würde aber zu einer verstärkten Abhän-
gigkeit von den ölexportierenden Ländern führen 
und damit dem auch von der Bundesregierung ange-
strebten Ziel einer Erhöhung der Versorgungssicher-
heit im Energiebereich zuwiderlaufen. 

Im übrigen verbleibt der Bundesregierung die ge-
setzlich festgelegte Möglichkeit, das Kontingent 
durch Rechtsverordnung um 20 vom Hundert herab-
zusetzen. Einer Gesetzesänderung bedarf es dem-
nach nicht. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Die Bundesregierung hält an ihrer Auffassung fest, 
daß der mit dem Beitritt Großbritanniens der eng-
lischen Kohle eröffnete freie Zugang zum deutschen 
Markt nicht ohne Auswirkungen auf die Höhe des 
Einfuhrkontingents für Drittlandskohle bleiben kann. 
Nach der derzeitigen Preisstellung der britischen 
Kohle und nach den gemeldeten Vertragsabschlüs-
sen muß auch in den kommenden Jahren mit weite-
ren Einfuhren aus Großbritannien gerechnet werden. 
Die britische Regierung hat ein entsprechendes Inter-
esse ebenfalls bekundet. 

Die ohne Kürzung des Kohlezollkontingents dann 
mögliche Erhöhung der Importe ist angesichts der 

schwierigen Situation des heimischen Steinkohlen-
bergbaus nicht zu vertreten. Das verbleibende Kon-
tingent von 5,5 Millionen t reicht im übrigen aus, 
den Bedarf der traditionellen Importkohleverbrau-
cher zu decken. Darüber hinaus besteht mittels der 
im Kohlezollkontingentgesetz enthaltenen Ermächti-
gung die Möglichkeit, falls es zur Bedarfsdeckung 
erforderlich ist, die Einfuhren zu erhöhen. 

Angesichts der Interdependenz der Energiemärkte 
würden erhöhte Kohleeinfuhren unmittelbar oder 
mittelbar den Absatz heimischer Kohle weiter zu-
rückdrängen und nicht zu einer größeren Sicherheit 
der Energieversorgung führen. 




